
 

 

 
 
 

Bremerhaven, 05.07.2022 
 

 
 
 

M i t t e i l u n g  N r .        MIT-FS 16/2022   

zur Anfrage Nr. nach § 39 GOStVV  

der / des Stadtverordneten 

der Fraktion / Gruppe 

vom 

Thema: 

FS 16/2022  

Muhlis Kocaaga 

DIE LINKE 

15.06.2022 

Kreislaufwirtschaft (LINKE) - Tischvorlage 

Beratung in öffentlicher Sitzung: ja Anzahl Anlagen: 0 

 
I. Die Anfrage lautet: 
 
Der § 11 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes schreibt die getrennte Sammlung von überlassungs-
pflichtigen Bioabfällen seit 2015 verpflichtend vor, daher fragen wir den Magistrat, warum in Bre-
merhaven keine Biomülltonnen zur Verfügung gestellt werden? 
 
II. Der Magistrat hat am 05.07.2022 beschlossen, die obige Anfrage wie folgt zu beantwor-
ten: 

In Bremerhaven wurde auf die Einführung einer Bio-Tonne mit Beschluss der Stadtverordneten-
versammlung vom 15.05.2014 verzichtet. Eine rechtsgutachterliche Stellungnahme kam zu dem 
Ergebnis, dass die Einführung einer Bio-Tonne zum 01.01.2015 für Bremerhaven rechtlich nicht 
erforderlich sei. Eine weitere ökologische Betrachtung kam zu dem Ergebnis, dass die Einführung 
einer Bio-Tonne in Bremerhaven mit dem üblichen Standard der Bioabfallverwertung zu einer 
stärkeren Klima- und Umweltbelastung führen würde. 
 
In Bremerhaven wird der Eigenkompostierung Vorrang eingeräumt. Die Gartenabfälle, die den 
mengenmäßig überwiegenden Anteil am Bioabfall ausmachen, werden an zwei Annahmestellen 
sortenrein erfasst und einer stofflichen Verwertung zugeführt. Die in den Haushaltungen anfal-
lenden Küchenabfälle werden über die Restmülltonne eingesammelt und energetisch verwertet. 
 
Nach der Novelle des KrWG im Jahre 2020 ist die Forderung nach einer getrennten Sammlung 
der Bioabfälle nicht mehr in § 11, sondern in § 20 Absatz 2 Ziffer 1 des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes normiert. Ausnahmen von der Pflicht zur Getrenntsammlung sind zulässig, wenn die techni-
sche Machbarkeit nicht gegeben ist oder die Getrenntsammlung zu einer wirtschaftlich unzumut-
baren Belastung führen würde. Die Prüfung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit unter Einbeziehung 
gutachterlicher Expertisen ist bereits in Bearbeitung.  
 
 
 
 
Grantz 
Oberbürgermeister 
 
 

 


